Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktionen der SPD, FDP 


betr. Stärkung des Europäischen Parlaments 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundestag unterstützt die Bundesregierung in ihrem bis- 
herigen Bemühen um einen stärkeren Ausbau der Befugnisse 
des Europäischen Parlaments. 

Er ersucht die Bundesregierung, sich im Rat der Europäischen 
Gemeinschaften mit Nachdruck für die Verwirklichung folgen- 
der Ziele einzusetzen: 

I. Ausbau der Haushaltsbefugnisse des Europäischen Parla- 
ments. 

1. Für eine erste zeitlich befristete Stufe sind dem Europäi- 
schen Parlament ab 1. Januar 1975 folgende Befugnisse 
einzuräumen: 

a) Alle Rechtsakte der Gemeinschaften mit finanziellen 
Auswirkungen, insbesondere alte Entscheidungen 
nach Artikel 235 EWGV, bedürfen der Zustimmung 
des Parlaments, im Konfliktfall kann der Rat von der 
Stellungnahme des Parlaments nur mit einer quali- 
fizierten Mehrheit abweichen. 

b) Das Europäische Parlament ist berechtigt, den Haus- 
halt der Gemeinschaften ganz oder teilweise abzu- 
lehnen und Änderungsvorschläge zu beschließen. 

c) Können sich Parlament und Rat nicht über den Haus- 
halt einigen, so befindet darüber auf Antrag des Ra- 
tes ein Vermittlungsausschuß, der sich paritätisch aus 
Mitgliedern des Parlaments und des Rates zusam- 
mensetzt. 

d) Kommt im Vermittlungsausschuß innerhalb einer be- 
stimmten Frist keine Lösung zustande oder wird die 
von ihm vorgeschlagene Lösung vom Rat und/oder 
dem Parlament abgelehnt, dann kann die Stellung- 
nahme des Parlaments vom Rat nur einstimmig ohne 
Stimmenthaltungen geändert werden. 
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e) Das Europäische Parlament erhält das Recht, den Voll- 
zug des Haushalts zu kontrollieren. 

f) Es wird ein unabhängiger europäischer Rechnungs- 
hof geschaffen. Seine Mitglieder werden durch den 
Rat mit Zustimmung des Parlaments (im Einverneh- 
men mit dem Parlament) oder auf Antrag des Rates 
durch das Parlament ernannt. 

Der Rechnungshof ist verpflichtet, dem Parlament auf 
Antrag jederzeit Bericht zu erstatten. 

2. Für die anzustrebende zweite Stufe ist vorzusehen: 

a) Das Europäische Parlament ist berechtigt, den Haus- 
halt der Gemeinschaften zu beschließen und seinen 
Vollzug zu kontrollieren. 

b) Zur Kontrolle des Haushalts wird ihm ein unabhän- 
giger Rechnungshof beigeordnet, dessen Mitglieder 
auf Vorschlag des Rates vom Parlament ernannt wer- 
den. 

II. Direktwahl des Europäischen Parlaments. 

Entgegen den Zielen der Gemeinschaftsverträge wird das 
Europäische Parlament bis heute nicht in allgemeiner und 
direkter Wahl gewählt. 

Der Bundestag fordert die Bundesregierung auf, sich ent- 
schieden dafür einzusetzen, daß der Rat nicht länger den 
Auftrag des Artikels 138 des EWG- Vertrages, 108 des 
Euratom-Vertrages sowie 21 des EGKS-Vertrages mißachtet 
(übergeht), sondern unverzüglich Stellung nimmt zu dem 
vom Europäischen Parlament bereits am 17. Mai 1960 be- 
schlossenen „Entwurf eines Abkommens über die Wahl des 
Europäischen Parlaments in allgemeiner unmittelbarer 
Wahl". 


Bonn, den 14. Februar 1974 


Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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